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EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
PH Pädagogische Hochschule
BFI Politikbereich „Bildung, Forschung und Innovation“
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
BBG Berufsbildungsgesetz
SKBF Schweizerische Koordinationsstelle für Bildungsforschung

CDIP Conférence suisse des directeurs cantonaux de l'instruction publique
HEP haute école pédagogique
FRI domaine politique „Formation, recherche et innovation“
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
LFPr Loi fédérale sur la formation professionnelle
CSRE Centre suisse de coordination pour la recherche en éducation
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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Die WBK-NR reichte im Oktober 2022 und damit im Nachgang zu einer intensiv
geführten medialen Debatte zum Thema «Mangel an adäquat qualifizierten
Lehrpersonen» vier Vorstösse zu ebendieser Thematik ein. Während sich eine Motion
und ein Postulat den Zulassungsbedingungen für das Studium an den Pädagogischen
Hochschulen widmeten, wurde der Bundesrat im Postulat 22.4265 aufgefordert,
gemeinsam mit den Kantonen und den PH einen Bericht zu den Gründen, die aus Sicht
der Lehrkräfte für oder gegen den Verbleib im Beruf als Lehrperson sprechen, zu
verfassen. Im Postulat 22.4266 forderte die WBK-NR, dass der Bundesrat in
Zusammenarbeit mit den Kantonen und der SKBF grundlegende nationale
Schulreformen systematisch evaluieren solle. Dabei müssten insbesondere die
Auswirkungen der einzelnen Reformen auf die Schülerinnen und Schüler sowie auf die
Lehrpersonen überprüft werden. Die Kommission wies in der Begründung darauf hin,
dass eine Studie ergeben habe, dass Schulreformen zu den wichtigsten
Kündigungsgründen der Lehrpersonen gehörten. Beide Postulate beantragten
Kommissionsminderheiten Kutter (mitte, ZH) sowie der Bundesrat zur Ablehnung. Sie
argumentierten, dass sowohl die Ausbildung der Lehrpersonen für die obligatorische
Schule als auch die geforderte Evaluation zu den durchgeführten Reformen im
Kompetenzbereich der Kantone und der EDK liegen würden und die Kantone deshalb
selbst Untersuchungen durchführen oder geeignete Massnahmen ergreifen sollten. 1

POSTULAT
DATUM: 28.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Berufsbildung

Die WBK-NR reichte im Januar 2021 zwei Vorstösse im Bereich der Berufsbildung ein. In
einem Postulat (Po. 21.3008) forderte sie einen Bericht über die Möglichkeiten, die
Transparenz bei der Verwendung von Bundesmitteln im Bildungsbereich zu verbessern.
In ihrer Motion verlangte sie, dass der Bundesrat in Zusammenarbeit mit den Kantonen
bis Ende 2022 einen Vorschlag zur besseren Steuerung und Planbarkeit der
Berufsbildungsfinanzierung durch die Kantone erarbeitet.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da die Planbarkeit und die
Steuerung der Bundesmittel in der Berufsbildung bereits gewährleistet seien. Das BBG
sehe vor, dass der Bund 25 Prozent der öffentlichen Gesamtausgaben für die
Berufsbildung übernimmt. Diesen Richtwert erreiche oder übertreffe der Bund seit
2012. Zudem lege der Bund im Rahmen der BFI-Botschaften jeweils den Kostenrahmen
an die Berufsbildung fest, auch würden Kosten, Kostenanteile und Wachstum für die
einzelnen Jahre bereits transparent ausgewiesen. Falls der Nationalrat die Motion
annehme, behalte sich der Bundesrat vor, dem Ständerat einen Antrag auf Abänderung
in einen Prüfauftrag vorzulegen.
Der Nationalrat befasste sich in der Frühjahrssession 2021 mit dem Vorstoss. Diana
Gutjahr (svp, TG) und Philipp Kutter (mitte, ZH) erläuterten für die Kommission, dass die
Planung der Berufsbildungsfinanzierung für die Kantone schwierig sei, da der Beitrag
des Bundes variieren könne. Das Parlament beschliesse im Rahmen der BFI-
Botschaften zwar jeweils den Zahlungsrahmen des Bundes für die Berufsbildung. Diese
Mittel flössen dann aber jeweils in verschiedene Kredite, wobei die Gelder für die
Kantone nur im Rahmen eines bestimmten Kredites ausbezahlt würden. Je mehr der
Bund in die anderen Kredite investiere, desto weniger bleibe für die Kantone übrig.
Dadurch entstehe eine finanzielle Unsicherheit für die Kantone, die mit dieser Motion
behoben werden solle.
Nachdem Bildungsminister Parmelin noch einmal die Haltung des Bundesrates
wiederholt hatte, nahm der Nationalrat die Motion einstimmig mit 181 zu 0 Stimmen
an. 2

MOTION
DATUM: 16.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) Medienmitteilung WBK-NR vom 28.10.22; Po. 22.4265; Po. 22.4266
2) AB NR, 2021, S. 512 f.
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